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I. Tagesordnung und Beschlussvorschläge

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Softline AG
und des Lageberichts zum 31. Dezember 2010 sowie Vorlage
des Berichts des Aufsichtsrats über das Geschäftsjahr 2010
Die in diesem Tagesordnungspunkt 1 genannten Unterlagen können
eingesehen werden im Internet unter http://www.softline-group.com/
de/investor-relations/termine/hv-2011 und werden während der
Hauptversammlung zur Einsichtnahme ausliegen.

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vor-
stands im Geschäftsjahr 2010
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem inzwischen aus dem
Vorstand ausgeschiedenen Herrn Prof. Dr. Knut Löschke die
Entlastung für das Geschäftsjahr 2010 zu verweigern.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen weiter vor, Herrn Christoph
Harvey für das Geschäftsjahr 2010 zu entlasten.

Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung im Wege der Einzelab-
stimmung über die Entlastung der im Geschäftsjahr 2010 amtieren-
den Mitglieder des Vorstands entscheiden zu lassen.

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats im
Geschäftsjahr 2010
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die im Geschäftsjahr 2010
amtierenden Mitglieder des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum zu ent-
lasten.

4. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2011
Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Rölfs RP AG Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft mit Sitz in Düsseldorf zum Abschlussprüfer der Gesell-
schaft für das Geschäftsjahr 2011 zu wählen.

5. Wahlen zum Aufsichtsrat
Die bestehenden Mandate der Mitglieder des Aufsichtrats enden mit
dem Ablauf der diesjährigen Hauptversammlung, weswegen eine
Neuwahl ansteht. Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich nach
den §§ 96 Absatz 1, 101 Absatz 1 des Aktiengesetzes und § 8 Ziffer
8.1 Satz 1 der Satzung der Gesellschaft zusammen und besteht aus
drei Mitgliedern, die von der Hauptversammlung gewählt werden.

Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgende drei Personen zu Mitgliedern
des Aufsichtsrats zu wählen. Die folgenden drei Personen sollen für
die Zeit bis zum Ablauf der Hauptversammlung, die über die Ent-
lastung für das vierte Geschäftsjahr nach der Wahl beschließt, zu
Mitgliedern des Aufsichtsrats bestellt werden. Hierbei wird das Ge-
schäftsjahr, in dem gewählt wird, nicht mitgerechnet.

5.1 Herr Bernhard v. Minckwitz, selbständiger Unternehmensberater,
wohnhaft in München, handelnd unter der Firma BVM Consult,
München;

5.2 Herr Stefan Kiener, wohnhaft in Baden-Baden, angestellter
Rechtsanwalt bei der Rechtsanwalt Rainer Haas & Kollegen
Rechtsanwaltsgesellschaft mit beschränkter Haftung,
Baden-Baden;

5.3 Herr Karl Heinz Warum, wohnhaft in Schweitenkirchen,
Geschäftsführer der Wyse Technology GmbH, Hallbergmoos.

Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge nicht gebunden.

6. Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Gewährung von
Bezugsrechten auf Aktien der Gesellschaft an Vorstandsmitglie-
der der Gesellschaft im Rahmen eines Aktienoptionsplans, über
die Schaffung eines Bedingten Kapitals 2011/I sowie über die
entsprechende Satzungsänderung
Der Aufsichtsrat soll ermächtigt werden, Aktienoptionen an Mitglieder
des Vorstands auszugeben. Zugleich soll ein bedingtes Kapital (Be-
dingtes Kapital 2011/I) zur Bedienung der Aktienoptionen geschaffen
werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgende Beschlüsse
zu fassen:
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a) Ermächtigung zur Gewährung von Bezugsrechten auf Aktien der
Gesellschaft

Der Aufsichtsrat wird für die Dauer von fünf Jahren ermächtigt,
einmalig oder in mehreren Tranchen Bezugsrechte auf bis zu
450.000 Aktien der Gesellschaft nach Maßgabe der nachfolgen-
den Regelungen auszugeben.

Bezugsberechtigte

Bezugsberechtigt sind die Mitglieder des Vorstands der Gesell-
schaft. Der Umfang des jeweiligen Angebots wird durch den Auf-
sichtsrat festgelegt.

Aufteilung der Bezugsrechte

Sämtliche auszugebende Bezugsrechte können ausschließlich an
die Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft ausgegeben
werden.

Erwerbszeiträume

Die Bezugsrechte können an die Bezugsberechtigten einmalig
oder in mehreren Tranchen ausgegeben werden, jedoch jeweils
nur während eines Zeitraums von vier Wochen nach der Ver-
öffentlichung eines Jahresfinanzberichts, eines Halbjahresfinanz-
berichts oder eines Quartalsberichts bzw. einer Zwischenmittei-
lung für das erste oder dritte Quartal, und nicht vor der Ein-
tragung des von der Hauptversammlung am 26. August 2011
gemäß Buchstabe b) zu Tagesordnungspunkt 6 zu beschließen-
den Bedingten Kapitals 2011/I in das Handelsregister der Gesell-
schaft.

Wartezeit für die erstmalige Ausübung

Die Bezugsrechte können erstmals nach Ablauf einer Frist von
vier Jahren nach dem Tag der Ausgabe der Bezugsrechte aus-
geübt werden („Sperrfrist“).

Ausübungszeiträume

Die Bezugsrechte können nach Ablauf der Sperrfrist jeweils in
einem Zeitraum von vier Wochen nach Veröffentlichung eines
Jahresfinanzberichts, eines Halbjahresfinanzberichts oder eines
Quartalsberichts bzw. einer Zwischenmitteilung für das erste oder
dritte Quartal oder nach Abhaltung einer ordentlichen Hauptver-
sammlung ausgeübt werden („Ausübungszeiträume“). Die Be-
zugsberechtigten haben die Beschränkungen zu beachten, die
aus allgemeinen Rechtsvorschriften folgen, wie beispielsweise
dem Wertpapierhandelsgesetz (Insiderrecht).

Laufzeit

Die Ausübung der Bezugsrechte ist innerhalb von zehn Jahren
möglich, beginnend mit dem Tag der Ausgabe. Danach erlöschen
nicht ausgeübte Bezugsrechte entschädigungslos.

Umtauschverhältnis

Jedes Bezugsrecht berechtigt nach Maßgabe der festzulegenden
Aktienoptionsbedingungen zum Bezug einer auf den Inhaber
lautenden Aktie der Gesellschaft gegen Zahlung des Ausübungs-
preises.

Ausübungspreis

Der bei der Ausübung des Bezugsrechts für den Bezug einer
Aktie zu entrichtende Preis („Ausübungspreis“) entspricht dem
durch die Eröffnungsauktion ermittelten Börsenkurs der Aktie der
Gesellschaft im XETRA-Handel der Frankfurter Wertpapierbörse
oder in einem an die Stelle des XETRA-Systems getretenen
funktional vergleichbaren Nachfolgesystem am Tag der Ausgabe
des Bezugsrechts, mindestens aber EUR 1,00 je Aktie.

Verwässerungsschutz

Der Ausübungspreis und die Anzahl der neuen Aktien je Bezugs-
recht können nach näherer Maßgabe der Aktienoptionsbedingun-
gen angepasst werden, wenn die Gesellschaft während der Lauf-
zeit der Bezugsrechte entweder ihr Kapital gegen Einlagen erhöht
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oder Wandlungs- oder Bezugsrechte außerhalb dieses Aktienopti-
onsplans begründet und dabei ihren Aktionären jeweils ein Bezugs-
recht einräumt. Die Bedingungen der Bezugsrechte können da-
rüber hinaus für den Fall einer Kapitalerhöhung aus Gesellschafts-
mitteln, einer Kapitalherabsetzung, eines Aktiensplits oder einer
Sonderdividende Anpassungen vorsehen. Mit der Anpassung soll
erreicht werden, dass auch nach Durchführung solcher Maß-
nahmen und den damit verbundenen Auswirkungen auf den Bör-
senkurs die Gleichwertigkeit des Ausübungspreises und der An-
zahl der neuen Aktien je Bezugsrecht sichergestellt ist. Der Min-
destausübungspreis beträgt jedoch in jedem Fall EUR 1,00 je
Aktie.

Erfolgsziel

Die Bezugsrechte können nur ausgeübt werden, wenn der Bör-
senkurs der Aktie der Gesellschaft seit dem Tag der Ausgabe der
Bezugsrechte bis zu ihrer Ausübung um mindestens 70% ange-
stiegen ist.

Der Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft am Tag der Ausgabe
der Bezugsrechte entspricht dem durch die Eröffnungsauktion
ermittelten Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft im XETRA-
Handel der Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem an die
Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren
Nachfolgesystem am Tag der Ausgabe.

Der Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft am Tag der Ausübung
der Bezugsrechte entspricht dem durch die Eröffnungsauktion
ermittelten Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft im XETRA-
Handel der Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem an die
Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren
Nachfolgesystem am Tag der Ausübung.

Nichtübertragbarkeit

Die Bezugsrechte sind nicht übertragbar.

Sonstiges

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, weitere Einzelheiten der Aktien-
optionsbedingungen sowie der Ausgabe, Ausstattung und Ausü-
bung von Aktienoptionen festzulegen.

b) Schaffung eines Bedingten Kapitals 2011/I

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR
450.000,00 durch Ausgabe von bis zu 450.000 auf den Inhaber
lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2011/I).
Das Bedingte Kapital 2011/I dient ausschließlich der Erfüllung
von Bezugsrechten auf Aktien der Gesellschaft, die aufgrund der
Ermächtigung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom
26. August 2011 gemäß Buchstabe a) zu Tagesordnungspunkt 6
an Vorstandsmitglieder der Gesellschaft ausgegeben werden. Die
Ausgabe der Aktien aus dem Bedingten Kapital 2011/I erfolgt zu
dem nach Maßgabe der Regelungen unter Buchstabe a) zu
Tagesordnungspunkt 6 der Hauptversammlung vom 26. August
2011 festgelegten Ausübungspreis als Ausgabebetrag. Die be-
dingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie Be-
zugsrechte ausgegeben werden und deren Inhaber von ihrem
Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und
die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Bezugsrechte eigene Ak-
tien gewährt. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Ge-
schäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung des Bezugsrechts
entstehen, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die
weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitaler-
höhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat wird ferner ermächtigt,
die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung
des Bedingten Kapitals 2011/I anzupassen.

c) Satzungsänderung

§ 4 der Satzung wird um folgende neue Ziffer 4.4 ergänzt:

„Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu € 450.000,00
durch Ausgabe von bis zu 450.000 auf den Inhaber lautende
Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2011/I). Das Be-
dingte Kapital 2011/I dient ausschließlich der Erfüllung von Be-
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zugsrechten auf Aktien der Gesellschaft, die aufgrund der
Ermächtigung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom
26. August 2011 an Vorstandsmitglieder der Gesellschaft ausge-
geben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit
durchgeführt, wie Bezugsrechte ausgegeben werden und deren
Inhaber von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft
Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der
Bezugsrechte eigene Aktien gewährt. Die neuen Aktien nehmen
vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung
des Bezugsrechts entstehen, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat
ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist
ferner ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der
jeweiligen Ausnutzung des bedingten Kapitals 2011/I anzupas-
sen.“

7. Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden Ge-
nehmigten Kapitals 2009/I, die Schaffung eines Genehmigten
Kapitals 2011/I sowie über die entsprechende Änderung der
Satzung
Der Vorstand der Gesellschaft wurde durch Beschluss der Hauptver-
sammlung vom 27. Februar 2009 ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft gegen Bar- und/oder
Sacheinlagen um einen Betrag von bis zu insgesamt EUR
5.070.684,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2009/I). Auf Grund der
von der Hauptversammlung erteilten Ermächtigung wurde die Erhö-
hung des Grundkapitals um EUR 3.285.864,00 auf EUR 4.300.000,00
durchgeführt und am 12. August 2010 in das Handelsregister einge-
tragen. Nach teilweiser Ausschöpfung beträgt das Genehmigte
Kapital 2009/I damit noch EUR 1.784.820,00. Den genauen Wortlaut
der in dieser Höhe bestehenden Ermächtigung enthält § 4 Ziffer 4.3
der Satzung der Gesellschaft.

Es soll vorgeschlagen werden, dieses teilweise ausgeschöpfte Ge-
nehmigte Kapital 2009/I aufzuheben und ein neues Genehmigtes
Kapital 2011/I zu schaffen, damit der Vorstand über die notwendigen
Instrumente der Kapitalbeschaffung verfügt und die Eigenkapitalaus-
stattung der Gesellschaft den geschäftlichen Erfordernissen
anpassen kann.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen:

a) Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 2009/I

Das Genehmigte Kapital in § 4 Ziffer 4.3 der Satzung der Gesell-
schaft, das im Handelsregister als Genehmigtes Kapital 2009/I
eingetragen worden ist, und zugleich die gesamte Regelung in § 4
Ziffer 4.3 der Satzung der Gesellschaft werden mit Wirkung auf
den Zeitpunkt der Eintragung des nachfolgend zu Buchstabe b)
bestimmten neuen Genehmigten Kapitals 2011/I in das Handels-
register der Gesellschaft aufgehoben.

b) Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2011/I und Satzungsän-
derung

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft
mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum Ablauf von fünf
Jahren seit Eintragung dieses Genehmigten Kapitals 2011/I in
das Handelsregister einmal oder mehrmals um bis zu insgesamt
EUR 4.300.000,00 durch Ausgabe von bis zu 4.300.000 neuen
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Ge-
nehmigtes Kapital 2011/I). Die neuen Aktien sind den Aktionären
zum Bezug anzubieten. Die neuen Aktien können auch einem
Kreditinstitut oder mehreren Kreditinstituten zur Übernahme ange-
boten werden mit der Verpflichtung, sie den Aktionären zum
Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand wird
jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschlie-
ßen,

(1) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, soweit dies
zur Vermeidung von Spitzenbeträgen erforderlich ist; oder

(2) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der
auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlos-
sen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grund-
kapitals 10 % des Grundkapitals nicht überschreitet, und
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zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeit-
punkt der Ausübung dieser Ermächtigung, und der Ausgabe-
betrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsen-
gehandelten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum
Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages
durch den Vorstand nicht wesentlich unterschreitet. Bei der
Berechnung der 10 % des Grundkapitals ist der anteilige
Betrag am Grundkapital abzusetzen, der auf Aktien entfällt,
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund
anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechen-
der Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 des Aktiengeset-
zes unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert oder aus-
gegeben wurden oder auszugeben sind; oder

(3) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, soweit die
Kapitalerhöhung zum Erwerb von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen, Beteiligungen an Unternehmen, Patenten oder
anderen gewerblichen Schutzrechten oder Lizenzrechten oder
einer einen Betrieb bildenden Gesamtheit von Wirtschafts-
gütern erfolgt.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der
Aktienausgabe sowie die weiteren Einzelheiten der Durchführung von
Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2011/I festzulegen.
Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach
vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grund-
kapitals aus dem Genehmigten Kapital 2011/I oder nach Ablauf der
Ermächtigungsfrist entsprechend der Ausnutzung des Genehmigten
Kapitals 2011/I anzupassen.

Die Regelung in § 4 Ziffer 4.3 der Satzung der Gesellschaft wird
vollständig aufgehoben und wie folgt neu gefasst:

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit
Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum Ablauf von fünf Jahren seit
Eintragung dieses Genehmigten Kapitals 2011/I in das Handelsregister
einmal oder mehrmals um bis zu insgesamt € 4.300.000,00 durch
Ausgabe von bis zu 4.300.000 neuen Stückaktien gegen Bar- und/
oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2011/I). Die
neuen Aktien sind den Aktionären zum Bezug anzubieten. Die neuen
Aktien können auch einem Kreditinstitut oder mehreren Kreditinstituten
zur Übernahme angeboten werden mit der Verpflichtung, sie den
Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der
Vorstand ist jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre aus-
zuschließen,

(1) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, soweit dies zur
Vermeidung von Spitzenbeträgen erforderlich ist; oder

(2) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der auf die
neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird,
insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10 %
des Grundkapitals nicht überschreitet, und zwar weder im Zeit-
punkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung
dieser Ermächtigung, und der Ausgabebetrag der neuen Aktien
den Börsenpreis der bereits börsengehandelten Aktien gleicher
Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Fest-
legung des Ausgabebetrages durch den Vorstand nicht wesent-
lich unterschreitet. Bei der Berechnung der 10 % des Grundkapi-
tals ist der anteilige Betrag am Grundkapital abzusetzen, der auf
Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung
aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder ent-
sprechender Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter
Ausschluss des Bezugsrechts veräußert oder ausgegeben
wurden oder auszugeben sind; oder

(3) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, soweit die
Kapitalerhöhung zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmenstei-
len, Beteiligungen an Unternehmen, Patenten oder anderen
gewerblichen Schutzrechten oder Lizenzrechten oder einer einen
Betrieb bildenden Gesamtheit von Wirtschaftsgütern erfolgt.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats
den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktien-
ausgabe sowie die weiteren Einzelheiten der Durchführung von Kapi-
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talerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2011/I festzulegen. Der
Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach voll-
ständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapi-
tals aus dem Genehmigten Kapital 2011/I oder nach Ablauf der Er-
mächtigungsfrist entsprechend der Ausnutzung des Genehmigten
Kapitals 2011/I anzupassen.
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II. Berichte an die Hauptversammlung

1. Bericht des Vorstands zu Punkt 6 der Tagesordnung
Dieser Bericht kann auf der Internetseite der Gesellschaft unter
http://www.softline-group.com/de/investor-relations/termine/hv-2011
eingesehen und heruntergeladen werden und wird darüber hinaus in
der Hauptversammlung ausliegen. Der Bericht wird wie folgt bekannt
gemacht:

Vorstand und Aufsichtsrat werden der ordentlichen Hauptversamm-
lung am 26. August 2011 vorschlagen, den Aufsichtsrat zu ermächti-
gen, Aktienoptionen an Mitglieder des Vorstands auszugeben, und
zugleich ein bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2011/I) zur Bedie-
nung der Aktienoptionen zu schaffen.

Aktienoptionen sind ein bewährtes Instrument zur zeitgemäßen und
wettbewerbsfähigen Vergütung von Führungspersonal. Sie erhöhen
damit die Attraktivität der Gesellschaft für qualifiziertes Personal und
verbessern auf diese Weise die Position der Gesellschaft im Wettbe-
werb um qualifizierte Führungskräfte.

Zudem bindet die Ausgabe von Aktienoptionen Vorstandsmitglieder,
deren Tätigkeit und Entscheidungen für die Entwicklung und den Er-
folg der Gesellschaft von entscheidender Bedeutung sind, enger an
die Gesellschaft. Durch die Gewährung der Aktienoptionen wird ein
besonderer Anreiz geschaffen, sich mit dem Unternehmen zu identi-
fizieren und zu seinem Wachstum und damit zur Steigerung des Un-
ternehmenswertes beizutragen. Die Vorstandsmitglieder erhalten so
die Möglichkeit, an einer Steigerung des Unternehmenswerts mittelbar
durch den Anstieg des Kurses der Aktie der Gesellschaft zu partizi-
pieren. Auf diese Weise werden die Interessen der beteiligten Vor-
standsmitglieder der Gesellschaft mit dem Interesse ihrer Aktionäre
in Übereinstimmung gebracht.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen deshalb vor, die Möglichkeit zu
schaffen, im Rahmen des Aktienoptionsprogramms einmalig oder in
mehreren Tranchen Bezugsrechte an Mitglieder des Vorstands auszu-
geben, die zum Bezug von bis zu 450.000 Stückaktien berechtigen.
Dieses Volumen ist erforderlich, um den Bezugsberechtigten künftig
eine den jeweiligen Markterfordernissen entsprechende, wettbewerbs-
fähige Vergütung anbieten zu können. Die Bezugsrechte können dabei
im Einklang mit der gesetzlichen Regelung des § 193 Absatz 2 Nr. 4
AktG erst nach einer Sperrfrist von vier Jahren ausgeübt werden.

2. Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu den unter
Punkt 7 der Tagesordnung genannten Bezugsrechtsausschlüs-
sen gemäß § 186 Absatz 4 Satz 2 in Verbindung mit § 203 Absatz
1 und 2 des Aktiengesetzes
Punkt 7 der Tagesordnung enthält den Vorschlag, ein neues Geneh-
migtes Kapital 2011/I zu schaffen. Dazu soll der Vorstand der Gesell-
schaft dazu ermächtigt werden, das Grundkapital der Gesellschaft
unter bestimmten Voraussetzungen und bis zu einem bestimmten
Nennbetrag durch Ausgabe neuer Aktien gegen Einlagen zu erhöhen.
Hierzu hat der Vorstand gemäß § 186 Absatz 4 Satz 2 in Verbindung
mit § 203 Absatz 2 Satz 2 des Aktiengesetzes einen schriftlichen
Bericht über die Gründe für diese Ermächtigung und die mit dieser
Ermächtigung verbundenen Ausschlüsse des Bezugsrechts erstattet.

Auch dieser Bericht kann auf der Internetseite der Gesellschaft unter
http://www.softline-group.com/de/investor-relations/termine/hv-2011
eingesehen und heruntergeladen werden und wird darüber hinaus in
der Hauptversammlung ausliegen. Der Bericht wird wie folgt bekannt
gemacht:

Vorstand und Aufsichtsrat werden der ordentlichen Hauptversamm-
lung am 26. August 2011 vorschlagen, das neue Genehmigte Kapital
2011/I zu schaffen.

Altes Genehmigtes Kapital und Anlass für die Änderung
Die Satzung der Gesellschaft enthält in ihrer derzeit geltenden
Fassung in § 4 Ziffer 4.3 ein Genehmigtes Kapital, das bereits
teilweise ausgeschöpft wurde und nunmehr noch in Höhe von EUR
1.784.820,00 besteht.
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Es soll vorgeschlagen werden, dieses Genehmigte Kapital 2009/I zur
Klarstellung aufzuheben und eine neue Ermächtigung bis zu der ge-
setzlich für die Gesellschaft zulässigen Höhe von EUR 4.300.000,00
zu erteilen, damit der Vorstand über die notwendigen Instrumente der
Kapitalbeschaffung verfügt und die Eigenkapitalausstattung der Ge-
sellschaft den geschäftlichen Erfordernissen anpassen kann. Die
Gesellschaft soll in der Lage sein, kurzfristig auf auftretende Fi-
nanzierungserfordernisse reagieren zu können.

Neues Genehmigtes Kapital 2011/I und damit verbundene Vor-
teile für die Gesellschaft
Es soll ein neues Genehmigtes Kapital 2011/I bis zu einer Höhe von
insgesamt EUR 4.300.000,00 geschaffen werden.

Das Genehmigte Kapital 2011/I ermächtigt den Vorstand, das Grund-
kapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum
Ablauf von fünf Jahren seit Eintragung dieses Genehmigten Kapitals
2011/I in das Handelsregister einmal oder mehrmals um bis zu ins-
gesamt EUR 4.300.000,00 durch Ausgabe von bis zu 4.300.000
neuen Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen
(Genehmigtes Kapital 2011/I). Die neuen Aktien sind den Aktionären
zum Bezug anzubieten. Die neuen Aktien können auch einem Kredit-
institut oder mehreren Kreditinstituten zur Übernahme angeboten
werden mit der Verpflichtung, sie den Aktionären zum Bezug anzu-
bieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand wird jedoch ermäch-
tigt, das Bezugsrecht der Aktionäre unter bestimmten Bedingungen
auszuschließen, die im Folgenden erläutert werden.

Die Ermächtigung soll die gesetzlich längstmögliche Frist von
5 Jahren ausschöpfen. Die fünfjährige Frist ist von dem Zeitpunkt
der Eintragung der Satzungsänderung an zu berechnen.

Ausschluss des Bezugsrechts
Bei den Gründen für den Ausschluss des Bezugsrechts ist zu
differenzieren zwischen den einzelnen Bedingungen für den Aus-
schluss des Bezugsrechts.

Der Vorstand soll bei der Schaffung des Genehmigten Kapitals 2011/I
ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht der Aktionäre auszuschließen,

(a) um Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
nehmen;

(b) wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und die
Volumenvorgaben und die weiteren Anforderungen für einen
Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Absatz 3 Satz 4 des
Aktiengesetzes erfüllt sind;

(c) wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen zum Zwecke des
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen
an Unternehmen oder bestimmten Wirtschaftsgütern erfolgt.

Für Spitzenbeträge (a)
Der Ausschluss des Bezugsrechts nach Buchstabe (a) für Spitzenbe-
träge ist erforderlich, um ein technisch durchführbares Bezugsver-
hältnis darstellen zu können. Spitzenbeträge können sich aus dem
jeweiligen Verhältnis des Emissionsvolumens zum Bezugsverhältnis
ergeben. Der Wert von Spitzenbeträgen je Aktionär ist in der Regel
gering, der Aufwand für die Ausgabe von Aktien ohne einen Bezugs-
rechtsausschluss für Spitzenbeträge dagegen erheblich. Der Aus-
schluss dient daher der Praktikabilität und der erleichterten Durchfüh-
rung der Aktienausgabe. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der
Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch Verkauf
über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesell-
schaft verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der
Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. Vorstand und Aufsichtsrat
halten deshalb den Ausschluss des Bezugsrechts für sachlich ge-
rechtfertigt und gegenüber den Aktionären für angemessen.

10 %-Grenze bei Bareinlagen (b)
Nach der Ermächtigung gemäß Buchstabe (b) soll das Bezugsrecht
dann ausgeschlossen werden können, wenn die Kapitalerhöhung
gegen Bareinlagen erfolgt und die Volumenvorgaben und die weiteren
Anforderungen für einen Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Ab-
satz 3 Satz 4 des Aktiengesetztes erfüllt sind. Nach dieser Regelung
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ist ein Ausschluss des Bezugsrechts insbesondere dann zulässig,
wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des Grundkapitals
nicht übersteigt und der Ausgabebetrag den Börsenpreis nicht wesent-
lich unterschreitet. Diese Vorgaben sind in der vorgeschlagenen Er-
mächtigung berücksichtigt worden. Die vorgeschlagene Möglichkeit
des Bezugsrechtsausschlusses soll die Verwaltung in die Lage ver-
setzen, kurzfristig künftige Börsensituationen auszunutzen und dabei
durch eine marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Aus-
gabebetrag und damit eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel zu
erreichen. Eine derartige Kapitalerhöhung führt wegen der schnelleren
Handlungsmöglichkeit erfahrungsgemäß zu einem höheren Mittelzu-
fluss als eine vergleichbare Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht der Ak-
tionäre. Deshalb liegt diese Variante im wohlverstandenen Interesse
der Gesellschaft und der Aktionäre. Es kommt zwar dadurch zu einer
Verringerung der relativen Beteiligungsquote und des relativen Stimm-
anteils der vorhandenen Aktionäre. Allerdings haben Aktionäre, die
ihre relative Beteiligungsquote und ihren relativen Stimmrechtsanteil
erhalten möchten, die Möglichkeit, die hierfür erforderliche Aktienzahl
über die Börse zu erwerben. Aus diesen Gründen halten Vorstand und
Aufsichtsrat den Ausschluss des Bezugsrechts für sachlich gerecht-
fertigt und gegenüber den Aktionären für angemessen.

Sacheinlagen (c)
Nach der Ermächtigung gemäß Buchstabe (c) soll das Bezugsrecht
auch bei Sachkapitalerhöhungen ausgeschlossen werden können.
Diese Ermächtigung soll dem Zweck dienen, den Erwerb von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen
sowie den Erwerb im Einzelnen bestimmter Wirtschaftsgüter gegen
Gewährung von Aktien der Gesellschaft zu ermöglichen. Die Praxis
hat gezeigt, dass die Inhaber attraktiver Akquisitionsobjekte als Ge-
genleistung für eine Veräußerung häufig die Verschaffung von
stimmberechtigten Aktien der erwerbenden Gesellschaft verlangen.
Darüber hinaus kann es so liegen, dass hohe Gegenleistungen mög-
licherweise nicht in Geld erbracht werden sollen oder können. Die
Möglichkeit, eigene Aktien als Akquisitionswährung einzusetzen, gibt
der Gesellschaft den notwendigen Spielraum, sich bietende Erwerbs-
gelegenheiten schnell, liquiditätsschonend und flexibel auszunutzen.
Für derartige Maßnahmen muss das Bezugsrecht der Aktionäre aus-
geschlossen werden können. Da Akquisitionen meistens kurzfristig
erfolgen müssen, können sie in der Regel nicht von der einmal im
Jahr stattfindenden Hauptversammlung beschlossen werden. Hinzu
kommt, dass es bei einem solchen Bezugsrechtsausschluss zwar zu
einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote und des relativen
Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre kommt. Bei Ein-
räumung eines Bezugsrechts wären aber solche Akquisitionen in der
Regel nicht möglich und die damit für die Gesellschaft und die Ak-
tionäre verbundenen Vorteile in der Regel nicht erreichbar. Es bedarf
deshalb eines Genehmigten Kapitals, auf das der Vorstand – mit
Zustimmung des Aufsichtsrats – schnell zugreifen kann. Hierfür soll
das vorgeschlagene Genehmigte Kapital 2011/I verwendet werden
können. Die Höhe des Genehmigten Kapitals 2011/I soll sicherstellen,
dass auch größere Akquisitionen finanziert werden können. Vorstand
und Aufsichtsrat halten vor diesem Hintergrund auch diesen Aus-
schluss des Bezugsrechts für sachlich gerechtfertigt und gegenüber
den Aktionären für angemessen.

Konkrete Erwerbsvorhaben, für die von der Ermächtigung gemäß
Buchstabe (c) Gebrauch gemacht werden soll, bestehen derzeit nicht.
Wenn sich solche Möglichkeiten konkretisieren, wird der Vorstand
sorgfältig prüfen, ob er hierfür von dem Genehmigten Kapital 2011/I
Gebrauch machen soll. Er wird dies nur dann tun, wenn sich das Vor-
haben im Rahmen derjenigen Vorhaben hält, die der Hauptversamm-
lung in diesem Bericht abstrakt umschrieben worden sind und wenn
es im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. Nur wenn
diese Voraussetzungen gegeben sind, wird auch der Aufsichtsrat
seine Zustimmung erteilen.

Bericht des Vorstands über die Ausnutzung Genehmigten Kapitals
Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung des
Genehmigten Kapitals berichten, und zwar jeweils der auf die Ausnut-
zung dieser Ermächtigung folgenden Hauptversammlung über die
Einzelheiten dieser Ausnutzung.
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III. Hinweise

Als Service für unsere Aktionäre geben wir die folgenden überobligatori-
schen Hinweise:

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-
rechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich unter Nachweis
ihres Aktienbesitzes bis spätestens Freitag, den 19. August 2011, 24:00
Uhr, bei der Gesellschaft unter der nachfolgend angegebenen Adresse in
Textform angemeldet haben:

Softline AG
c/o PR IM TURM HV-Service AG
Römerstraße 72-74,
D-68259 Mannheim,
Fax: +49 (0) 621-7177213,
eintrittskarte@pr-im-turm.de

Der Nachweis des Aktienbesitzes hat in Textform zu erfolgen; hierfür ge-
nügt eine Bestätigung durch das depotführende Kreditinstitut. Der Nach-
weis hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung
zu beziehen, also auf den Beginn des 5. August 2011.

Die Anmeldung erfolgt am einfachsten in der Weise, dass der Aktionär
das ihm über das depotführende Institut zugesandte Formular zur Ein-
trittskartenbestellung ausfüllt und an das depotführende Institut zurück-
schickt. Aktionäre, die rechtzeitig von dieser Möglichkeit Gebrauch ge-
macht haben, brauchen nichts weiter zu veranlassen. Das depotführende
Institut wird dann jede solche Anmeldung zusammen mit dem Nachweis
des Aktienbesitzes bei der Gesellschaft einreichen.

Die Aktionäre können die Anmeldung und den Nachweis ihres Aktienbesit-
zes auch selbst bei der Gesellschaft einreichen. Die Anmeldung und der
Nachweis müssen in diesem Fall der Gesellschaft unter der oben in die-
sem Textabschnitt angegebenen Anmeldeadresse spätestens bis zum Ab-
lauf des 19. August 2011 zugehen.

Nach rechtzeitigem Eingang der Anmeldung und des Nachweises des An-
teilsbesitzes bei der Gesellschaft werden den Aktionären Eintrittskarten
für die Hauptversammlung übersandt. Diese dienen den Aktionären als
Ausweis für die Teilnahme und die Ausübung des Stimmrechts.

Fragen zur Hauptversammlung bitten wir, ausschließlich an folgende
Adresse der Gesellschaft zu richten:

Softline AG
Investor Relations
Gutenbergstraße 10
D-64331 Weiterstadt
Telefax: +49 (0) 6151-27540199
E-Mail: investors@softline-group.com

Dies ist auch die Adresse für Anträge von Aktionären im Sinne von § 126
und § 127 des Aktiengesetzes; anderweitig adressierte Anträge können wir
leider nicht berücksichtigen. Gegenanträge von Aktionären wird die Gesell-
schaft unter den Voraussetzungen der §§ 125 ff. des Aktiengesetzes
nach Nachweis der Aktionärseigenschaft durch Einstellen auf ihrer Inter-
netseite (http://www.softline-group.com/de/investor-relations/termine/hv-
2011) zugänglich machen, wenn diese der Gesellschaft rechtzeitig, das
heißt bis zum 11. August 2011, 24:00 Uhr, an die hiervor angegebene
Adresse übermittelt werden.

Leipzig, im Juli 2011

Softline AG
Der Vorstand
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